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Nach dem Ende des Kalten Krieges haben sich die globalen Konflikt­
konstellationen verändert. An die Stelle des Ost-West-Gegensatzes tra­
ten neue diversifizierte Problemlagen, wie die Zunahme ethnisch und re­
ligiöser Kriege oder der internationale Terrorismus. Um Krieg- oder 
Gewaltprozesse zu erklären, gerieten seit den 1990er Jahren verstärkt 
innerstaatliche Ordnungssysteme in das Blickfeld der Internationalen 
Politik. Mit der Theorie des »Demokratischen Friedens« konnte schein­
bar sogar ein direkter Zusammenhang zwischen dem politischen Ord­
nungssystem und der Gewaltneigung eines Staates proklamiert werden. 
Eine der Hauptthesen der Theorie ist, dass demokratische Systeme nach 
innen und außen pazifizierend wirken sollten. Entgegen der Annahme 
einer »dritten Welle der Demokratisierung« und mit ihr der Einhegung 
von Konflikten konnte aber beobachtet werden, dass eine wachsende 
Anzahl demokratischer Länder von tiefgreifenden Konflikten und lang­
jährigen Bürgerkriegen erschüttert wurden (vgl. Gurr 1993). Das traf 
insbesondere für den afrikanischen und den asiatischen Kontinent zu. 

Entsprechend stellt sich die Frage, wie sich die Koexistenz von Ge­
walt (z.B. Bürgerkriege) und demokratischer Ordnung erklären lässt. Ei­
ne Erklärungsmöglichkeit bietet der Rekurs auf die Persistenz traditio­
neller, kultureller Ordnungsmuster und Praxen: Hier wird davon ausge­
gangen, dass sich entgegen der Annahmen der Modernisierungs- und 
Demokratisierungstheorie kulturelle Identitäten nicht auflösten und tra­
ditionelle Bindungen nur z.T. durch säkular-nationale und bürgerliche 
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Werte ersetzt wurden. Stattdessen blieben traditionelle Ordnungsstruktu­
ren ein wesentlicher Faktor des persönlichen, gesellschaftlichen und po­
litischen Lebens. Sie spielen weiterhin eine entscheidende Rolle bei der 
Definition von Staat und Nation, der Bestimmung von Gruppenzugehö­
rigkeit und den Renschaftspraxen der Eliten. Formal demokratisch, 
blieben die alten Loyalitäts- und Legitimationsmuster erhalten bzw. 
amalgierten zu einem neuen hybriden System. Mit der Demokratie wur­
den die alten Machtkonstellationen und -kämpfe nicht aufgelöst, sondern 
verschärften sich unter dem zunehmenden Konkurrenzdruck des demo­
kratischen Wettbewerbs. Globale und nationale Ordnungskonzepte, die 
fast immer aus westlicher Perspektive gedacht werden, bedürfen daher 
spezifischer Modifizierungen, wenn sie ihre Funktion erfüllen sollen. 
Die reine Affirmation eurozentrischer Konzepte kann leicht zu kontra­
produktiven Ergebnissen (z.B. Gewalt) führen. 

Im Folgenden soll der Frage nachgegangen werden, wie »Ordnung« 
im kulturellen Kontext Südasiens gedacht wird und welche Auswirkun­
gen dies auf das universelle Ordnungskonzept der Demokratie hat. Da­
bei soll insbesondere das Verhältnis von Gewalt und Ordnung analysiert 
werden. Die Frage, ob unterhalb der formal-demokratischen Ebene be­
stimmte Ordnungsstrukturen existieren, die Gewalt z.B. als Ressource 
von Herrschaft begünstigen, stützen, einfordern oder institutionalisieren, 
soll am Fall einer der ältesten asiatischen Demokratien (Sri Lanka) dar­
gestellt werden. Sri Lanka eignet sich aus mehreren Gründen für die 
Fallanalyse: erstens ist das Land relativ klein und die Zahl der Akteuren 
ist begrenzt; es verfügt zweitens über eine langjährige demokratische 
Tradition; drittens herrscht dort bereits seit 1983 ein ethnischer Bürger­
krieg und viertens besitzt das Land eine für Südasien verallgemeine­
rungsfähige Ordnungsstruktur. 

Analytischer Rahmen 

»One size fits all?« 

Die auf die Binnendimension des demokratischen Friedens (DF) gerich­
tete Forschung (civil democratic peace) und die Demokratie- und Trans­
formationstheorie legen einen engen Zusammenhang zwischen demo­
kratisch-politischer Ordnung und gewaltfreier Bearbeitung von Konflik­
ten nahe. 1 Es wird angenommen, dass demokratisch verfasste Staaten 
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besser als alle anderen in der Lage sind (komplexe) Konflikte auf ge­
waltfreie Weise zu verhandeln oder beizulegen. 

Diese Annahme wird aber durch verschiedene empirische Beobach­
tungen in Frage gestellt. In vielen multiethnischen Gesellschaften der 
>Dritten Welt< können stabile demokratische Systeme und massive Ge­
walt langfristig koexistieren, obwohl die Forschung zum Demokrati­
schen Frieden aufgezeigt hat, dass ein erhöhtes Gewaltniveau nur in der 
frühen Phase der Demokratisierung zu erwarten wäre, im Verlauf der 
Konsolidierung der Demokratie aber absinken müsste (vgl. Hegre/El­
lingsen/Gates/Gleditsch 2001; Ellingsen/Gleditsch 1997). 

Dennoch ist es kaum einer der Demokratien jenseits der >Ersten 
Welt< gelungen, tiefe gesellschaftliche Bruchlinien (z.B. ethnische oder 
religiöse Konflikte) und daraus entstehende Spannungen gewaltfrei zu 
bearbeiten. Wie lässt sich diese Diskrepanz zwischen Theorie und Empi­
rie erklären? Zu beachten ist, dass sich die Problemfälle weitestgehend 
auf Länder der >Dritten Welt< mit extrem ungünstigen sozialen und öko­
nomischen Rahmenbedingungen beschränken. Es wäre also durchaus 
denkbar, dass der Endpunkt der Demokratisierung in manchen Gesell­
schaften jenseits der >Ersten Welt< Länder das Gegenteil einer stabilen 
gewaltfreien Ordnung ist. Abgeleitet ergibt sich daraus die Frage nach 
der Leistungsfähigkeit der Demokratie in der >Dritten Welt< und nach 
dem Sinn und Zweck einer forcierten Demokratisierung derselben, wie 
sie heute von einflussreichen Staaten der internationalen Gemeinschaft 
betrieben wird. 

Meine Ausgangshypothese lautet, dass die formale politische Ord­
nung (i.e. Demokratie) nicht direkt kausal wirkt, sondern in ihrer Bedeu­
tung für das Konflikt- und Gewaltverhalten vom kulturellen Umfeld und 
den sozialen Praxen abhängt. Aufgrund dieser Abhängigkeit von spezifi­
schen kulturellen Mustern und tradierten sozialen Praktiken erweisen 
sich demokratische Systeme in heterogenen Gesellschaften als unzurei­
chender Faktor zur Einhegung von Gewalt - im Gegenteil sie können 
sogar selbst Gewalt verschärfende Dynamiken in Gang setzen. 

Kultur und formales Institutionenset sind interdependent: Kulturen 
stellen jeweils unterschiedlich (gewalthaltige) Handlungsrepertoires zur 
Verfügung. Formale politische Institutionen wiederum bilden einen 
Rahmen, innerhalb dessen das gesellschaftliche Handeln abläuft und der 
damit seinerseits auf die kulturellen Handlungspräferenzen einwirkt. 
Durch das kulturell gerahmte Handeln der politischen Eliten innerhalb 
der Institutionen entwickelt sich ein unterschiedlich gewalthaltiges Kon­
fliktverhalten. Kulturelle Muster und soziale Praktiken verformen insti­
tutionelle Ordnungsentwürfe, so dass unterschiedlich gewalthaltige poli­
tische Praxen der Konfliktbearbeitung entstehen. 
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Für die Institutionalisierung gewaltfreier Ordnungen in der >Dritten 
Welt< ist es daher notwendig, die Ausprägungen der kulturellen Muster 
zu bestimmen, die als ursächlich ftir die unterschiedliche Gewalthaltig­

keit politischer Konfliktbearbeitungsstrategien zwischen gesellschaftli­

chen Gruppen gelten können. Dieser Ansatz soll zudem über Arbeiten 

hinausweisen, die davon ausgehen, dass gewaltsam ausgetragene Kon­
flikte vor allem auf kulturellen Abgrenzungsprozessen beruhen; dass al­

so die Tatsache der Grenzziehung zentral ist und nicht der Inhalt, durch 
den sich die konkreten Kulturen definieren.2 Demgegenüber geht es im 

vorliegenden Paper darum, aus der Analyse des konkreten Zusammen­

spiels von Kultur und formal-demokratischem Setting Prägungsmuster 

des Konfliktverhaltens zu isolieren und Ansätze für eine verallgemei­
nemde Hypothesenbildung zum Zusammenhang zwischen Kultur, De­

mokratie und Gewalt zu liefem.3 

Kognitive Cluster als Fundamente von Konfliktverhalten: 
Politische Patronage auf kommunalistischer Basis 

Die Ordnungssysteme des südasiatischen Raumes zeichnen sich durch 
eine Reihe gemeinsamer Merkmale aus (vgl. Baxter!Malik u.a. 1993). 

Während sich die Ordnungs- und Sozialstrukturen auf der kognitiven 
Ebene am treffendsten durch das Konzept des Kommunalismus 4 be­

schreiben lassen, finden sie sich auf der Ebene der Handlungspraxen als 

Konzept der (politischen) Patronage wieder. 
Aus westlicher Perspektive handelt es sich beim Kommunalismus 

um ein hybrides Übergangsphänomen und Entwicklungshindernis auf 

dem Weg zu einem modernen Nationalstaat - bestenfalls wird der 
Kommunalismus eine Subkontinentale Version des europäischen Natio-

2 Vgl. Avruch (1998); Eller (1999); Ross (1993); Schmidt/Schroeder 
(2001). 

3 Vgl. die Arbeiten der Forschungsgruppe III, 2 (Kreuzer, Zinecker, Wei­
berg) der Hessischen Stiftung Friedens- und Konfliktforschung. Unter: 
http://www.hsfk.de. 

4 Der Terminus Kommunalismus leitet sich von dem englischen Begriff 
communal/ communalism = die örtliche Ebene betreffend ab. Im südasia­
tischen Kontext wird der Begriff oft eng - in Bezug auf eine religiöse Ge­
meinschaft - verwendet. Hier soll unter Kommunalismus eine Denkweise 
verstanden werden, die ethnische, religiöse, kastenfönnige und familiale 
Gruppenzugehörigkeit als identitätsstiftenden Faktor und Grundlage von 
Handlungspraxen in den Mittelpunkt stellt. Sie steht zudem in scharfer 
Opposition zu anderen Gruppen. Innerhalb der herrschenden Eliten kommt 
es zudem aus opportunistischen Gründen auch zeitweise zu einem säkula­
ren Elite-Kommunalismus und Kooperation zwischen den ethnisch­
religiösen Eliten. 
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nalismus gesehen. Als lokales Ordnungsmuster bildete er aber Ressour­
ce und Instrument im Kampf um Einfluss auf den Staat. Er aggregiert 
Interessen und schafft Gruppen, die über eine relativ hohe Kohäsion und 
eine gemeinsame Weltsicht verfügen. 

Patronale Systeme auf kommunalistischer Basis stellen im südasiati­
schen Raum die zweite wesentliche Organisationsform dar. Das traditio­
nelle Patronagesystem5 in Südasien beruhte auf dem Senioritätsprinzip 
und familialen Bindungen. Traditionelle Patrone waren zumeist Landbe­
sitzer, die mit Pächtern und Lohnarbeitern eine ständige Gefolgschaft 
besaßen. Getragen wurde die Verbindung von einer reziproken, persön­
lichen Beziehung zwischen Klient und Patron, wobei der Klient erwatie­

te, monetäre Zuwendung, soziales Ansehen und Fürsorge zu erfahren. 
Patronale Ordnungen gehen einher mit bestimmten Vorstellungen von 
Reziprozität, die sowohl den Status des Patron wie den des Klienten si­
chern und definieren. Die dörflichen Siedlungen gehörten verschiedenen 
Familien, die untereinander um die höchste Position im Sozialgefuge 
konkurrierten. Dazu war es notwendig, über eigene Klienten zu verfü­
gen. Der »Besitz« von Gefolgschaft galt als ein klares Zeichen von sozi­
aler (später auch politischer) Führerschaft Die Patron- und Klientbezie­
hung war auf kultischer Ebene zudem in die Vorstellung von einem 
kosmisch-hierarchischem Ganzen eingebunden. 

Patronal-kommunalistische Praxen in demokratischen Systemen ha­
ben einen janusköpfigen Charakter: Zum einen stabilisieren sie das poli­

tische System, weil sie als Legitimationsressource und Mittel der Herr­
schaftssicherung dienen. Zum anderen stehen sie in scharfer Konkurrenz 
zu inklusiven, demokratischen Konzepten der Staatsbürgerschaft, da sie 
Zugehörigkeit weiterhin nach kommunalistischen Kriterien definieren. 
Zudem stellen sie das staatliche Gewaltmonopol in Frage und ersetzten 
dies durch individuelle Autoritäten; politischen Akteure sind oft weitge­
hend unabhängig vom rechtlichem System und schaffen sich selbstdefi­
nierte Räume von Recht, Gesetz und Gewalt (Rupesinghe/Mumatz 
1996). Ferner verlieren traditionell vorhandene Konflikte und Gewalt 
nach der demokratischen Transformation nicht selten ihre lokale Be­
grenzung und werden in einer politisierten Form zur informellen Praxis 
des gesamten politischen Systems. Bezüglich der Faktoren Konflikt und 
Gewalt bieten patronal-kommunalistische Ordnungen also weitgehende 
Anschlussmöglichkeiten. Diese liegen zum einen in der Struktur der 
kommunalistischen Patronage selbst und zum anderen in der Affirmati­
on auf das demokratische System begründet. 

5 Zum Patron-Klient-Verhältnis vgl. Clapham (1982); Weber-Pazmino 
(1991). 
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In ethnisch heterogenen Gesellschaften geht mit diesen Ordnungsstruk­
turen auch die Unterdrückung oder der Ausschluss von Minderheiten 
einher. Als Reaktion droht dann im äußersten Fall die Infragestellung 
des Staates durch Sezessionsbestrebungen oder der StaatszerfalL Kom­
munalistische und patronale Gewaltsysteme wurden nach der Staats­
gründung in den meisten südasiatischen Ländern in Form von Unruhen, 
Rebellionen oder Bürgerkriegen zur dominanten Gewaltform. 

Traditionelle Ordnungssysteme, Demokratie und 
Gewalt in Sri Lanka 

Die Genese des sri-lankanischen Staates 

Sri Lanka wird 1948 unabhängig. Aus dem Konflikt zwischen den Be­
völkerungsgruppen der Insel (78% buddhistische Singhalesen, 12% hin­
duistische Tamilen) entwickelte sich ab 1983 ein offener Bürgerkrieg. 
Auf Seite der Singhalesen entwickelte sich ein Unbedingtheitsanspruch 
auf sämtliche ökonomischen, politischen und kulturellen Ressourcen des 
Landes. Diskriminierung durch den Staat, Missachtung der Gruppeninte­
ressen und Kultursymbolen wurden von den Tamilen als existenz- und 
identitätsbedrohend erlebt und flihrten zur Verstärkung der eigenen 
Gruppenidentität, sichtbar in der Forderung nach einem eigenen tamili­
schen Staat. Seit Mitte der 1970er Jahre wurde dieses Ziel von einer ta­
milischen Guerilla, den Liberation Tigers of Tamil Eelam (LTTE), ge­
waltsam eingefordert.6 

Mit der Unabhängigkeit und der Einführung der Demokratie fanden 
die inner- und interethnischen Konflikte einen Rahmen, der wesentlich 
zur Eskalation beitrug. Die politischen Eliten beider Ethnien sahen ihre 
jahrhundertealte Vorrangstellung durch das allgemeine Wahlrecht ge­
fährdet. Die Tamilen, weil sie ihre seit Kolonialzeiten herausgehobene 
Stellung in der Administration bedroht sahen, die Singhalesen, weil sie 
die Stimmen der bisher unterdrückten und ausgebeuteten Kasten ein­
werben mussten. Um die singhalesischen Wähler zu gewinnen, betrieb 
die singhalesische Elite eine ethnische Klientelpolitik, die die singhale­
sische Ethnie bevorzugte und die Tamilen zurücksetzte. Mit den Verfas­
sungsänderungen 1972 und 1978 manifestierte sich die Vorbenschaft 
der Singhalesen innerhalb eines auf das nationale Zentrum ausgerichte­
ten Systems und wurde zunehmend autoritärer und diktatorischer.7 

6 Zur LTTE vgl. Swamy (1994); Hellmann-Rajanayagam (1994). 
7 An der Spitze des Staates stand nach 1978 ein mit weitreichender Exeku­

tivgewalt ausgestatteter Präsident. 
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Der Staat entwickelte sich nach der Unabhängigkeit zum Zentrum der 
Ressourcenverteilung: Die Allokation und Distribution wurden dabei 
traditionell über die alten Patronagenetzwerke vorgenommen. Sie gingen 
in der Anfangszeit an die Honoratioren der politischen Elite, später an 
die Parteien der nationalen Ebene über. Jeder Politiker war bestrebt, für 
sich und seine Klienten Mittel zu sichern. Dabei ging man nach dem 
Grundsatz vor: »the-winner-takes-it-ali«. Diese Regel forcierte nicht nur 
den interethnischen Gegensatz, sondern führte auch zu gewaltsamen in­
nerethnischen Spannungen. Gewalt wurde als Mittel der Herrschaftssi­
cherung und zur Aufrechterhaltung der staatlichen Ordnungs- und per­
sönlichen Machtstrukturen eingesetzt. Private Schlägertrupps bedrohten 
oppositionelle Kandidaten und Wähler, die politische Opposition wurde 
behindert, ein Aufstand singhalesischer Jugendlicher zweimal brutal 
niedergeschlagen. 8 

Trotz demokratischer Verfasstheit ist Sri Lanka gleichzeitig gekenn­
zeichnet durch ein hohes Maß an Gewalt, die sowohl von staatlichen wie 
para- und nichtstaatlichen Organisationen ausgeht. Die friedliche Bear­
beitung von Konflikten ist auch nach über 50 Jahren Demokratie nur 
eingeschränkt vorhanden. Eine sehr ähnliche Entwicklung sehen wir 
auch in Indien und Bangladesch: Beide Länder besitzen ein demokrati­
sches Regierungssystem und sind seit ihrer Unabhängigkeit durch ein 
hohes Maß an politischer und gesellschaftlicher Gewalt gekennzeichnet. 

In Sri Lanka wird das hohe Maß an Gewalt meist als Folge des eth­
nischen Konfliktes gesehen, weil der Staat auf die Attentate der tamili­
schen Guerilla militärisch reagieren musste. In der Folge sei es zur Eska­
lation, Normalisierung und Routinisierung von Gewalt gekommen. Die­
se Argumentation besitzt bei näherer Betrachtung jedoch nur beschränk­
te Erklärungskraft Obwohl Ethnizität als Legitimationsdiskurs eine 
wichtige Rolle spielt, kann dies die Persistenz von Gewalt innerhalb des 
demokratischen Systems nicht ausreichend begründen. Auch die klassi­
schen Ansätze zur Erklärung von Bürgerkriegen und Gewalt, welche ei­
ne motiv- bzw. bedürfnisorientierte Herangehensweise favorisieren oder 
die Deprivation und Frustration einer Gruppe als erklärende Variable 
setzen bzw. ökonomische Erklärungsmodelle für die entscheidenden 
Faktoren halten, sind unzureichend. Zu beachten ist, dass nach der Un­
abhängigkeit die alten Loyalitäts- und Legitimationsmuster erhalten 
blieben bzw. mit den demokratischen Systemelementen zu einem ge­
walthaltigen, hybriden System amalgierten. Der demokratische System­
typ allein garantiert noch keinen friedlichen und stabilen Staat. Notwen-

8 V gl. für Sri Lanka die Klassiker von Wriggins (1960); Keamey (1973); de 
Si1va (1977); Wilson (1988). 
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dig - für den Aufbau einer gewaltfreien Ordnung ist die Kenntnis der 
zugrunde liegenden traditionellen Ordnungsstrukturen, die mit dem de­
mokratischen Systemtypus interagieren. Über diese traditionellen bzw. 
amalgierten Muster werden z.B. die Angemessenheil der Mittel (Legiti­
mation von Gewalt) und die potentiellen Lösungsmöglichkeiten in kon­
flikthaften Situationen (kooperative vs. konfrontative Strategien) be­
stimmt. Dabei ist festzustellen, dass ethnische Konflikte oft nicht die 
Ursache von Gewalt sind, sondern vielmehr das Symptom einer Herr­
schaftspraxis und eines Ordnungssystems, die gewalthaltige Muster 
aufweisen9 Wie die traditionellen Ordnungsstrukturen und das demokra­
tische System interagieren, wird folgend dargestellt. 

Ordnungs- und Konfliktebenen in Südasien: Familialism, 
Castism and Communalism 

Südasiens Gesellschaften bestehen aus einer Vielzahl ethnisch, religiös 
und sozial heterogener Gruppen, deren externe und interne Gruppenloy­
alitäten oft konfligieren bzw. entgegengesetzt sind. Die bestehenden 
Ordnungs- und Konfliktebenen lassen sich konzeptionell mit den Begrif­
fen von »familialism, castism and communalism« erfassen (Ryan 1953: 
172). Diese Strukturen waren fast überall leichter in exklusive Nationa­
lismen zu verwandeln als dass sie anschlussfahig gewesen wären für 
multiethnische, inklusive Konzepte. Mit der Übernahme dieser Struktu­
ren in das demokratische System wurden auch die zugehörigen Konflik­
te übertragen. Die bis dato lokale Reichweite der Konflikte wurde auf 
die nationale Ebene ausgedehnt. 

Wie oben bereits angesprochen sind kommunalistische und patronale 
Konflikte in nahezu allen Ländern Südasiens die beherrschende Gewalt­
ursache (vgl. Akbar 1988; Gold 1991 ; Graham 1990). In Indien10 wird 
dies auf der nationalstaatliehen Ebene sichtbar in der Abtrennung der 

9 Beispielhaft ist hier der brutal niedergeschlagene innersinghalesischen 
Konflikt zwischen der Regierung und aufständischen singhalesischen Ju­
gendlichen der Janatha Vimukthi Peramuna (= Peoples Liberation Front) 
1971 und 1987-89. Dieser zeigt, dass bestimmte Muster der Konfliktbear­
beitung wirksam sind, die sich nicht auf ethnische Differenzen zurückfüh­
ren lassen, sondern allgemeine Handlungsmuster der Regierenden sind. 

I 0 Bevölkerung nach Religionszugehörigkeit: 80,5 % Hindus, 13,4 % Mus­
lime (hauptsächlich Sunniten), 2,3 % Christen, I ,9 % Sikhs, 0,8 % 
Buddhisten, 0,4 % Jainas und 0,6 % Weitere (z.B. Adivasi, Bahai, Parsen, 
Quelle: Census of India 2001. Ethnisch gesehen ist Indien ein Vielvölker­
staat, dessen Großgruppen (ca. 72% Indoarier, 25% Draviden, 3% Sonsti­
ge- v.a. tibeto-birmanische, Munda- und Mon-Khmer-Völker; 8,2 % 
indigene Stammesbevölkerung) in die politisch wichtigeren Unternationa­
litäten zerfallen. 
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muslimischen Republik Pakistan 1947, aufbundesstaatlicher durch zahl­
reiche separatistische Aufstände und regional in Form von zahllosen Un­
ruhen zwischen den verschiedenen Bevölkerungsgruppen. Dynastische 
Herrschaftsformen und Gewalt gegen untere Kasten koexistierten mit 
demokratischen Wahlen und politischen Quotenregelungen für Minder­
heiten sowie spezifischen Autonomierechten. 11 

In Bangladesch zeigt sich ein ähnliches Bild: Das Land ist ethnisch 
zwar relativ homogen, 12 wurde aber trotzdem seit seiner Gründung 
1971/72 immer wieder von Gewalt erschüttert. Zum einen bildeten sich 
schon kurz nach der Unabhängigkeit auf nationaler Ebene quasi diktato­
rische Ordnungsstrukturen unter Sheikh Mujibur Rahman und seiner 
Awami League (AL) heraus. Diese Strukturen vertieften sich unter der 
Führung des Landes durch General Ziaur (Bangladesh National Party, 
BNP) und später Lt. General Ershad (Jatiya Party, JP). 13 Zum anderen 
wurde die Hindu-Minderheit im vorwiegend muslimischen Bangladesch 
immer wieder Opfer von Gewalt, weil man sie als Handlanger des 
Nachbarstaates Indien, Verräter oder Staatsgegner ansah. Die Ausschrei­
tungen wurden dabei (wie auch in Indien und Sri Lanka) bis zu einem 
bestimmten Grad durch die politische Elite geduldet oder unterstützt. 
Gleichzeitig konnten sich die Eliten aber auch auf die »Beteiligung« der 
Bevölkerung verlassen, die sich in allen Ländern spontan und dynamisch 
mobilisieren ließ (vgl. Rarder 2003). 

Kooperation und Einigkeit waren in diesen demokratischen Syste­
men eher die Ausnahme: Kasten-, Religions- und Sprachenunterschiede, 
der Wettstreit der verschiedenen Familienclans und lokale Unterschiede 
verhinderten die Herausbildung eines gemeinsamen Ethos. Es bestand 
kein übergreifendes System der allgemeinen Wohlfahrt, sondern der 
Einzelinteressen. Kooperative Verhaltensmuster und Orientierungen, 
insbesondere innerhalb der politischen Eliten, wären aber notwendig 

11 Zur Geschichte und politischen Entwicklung Indien vgl. Brass (1994); 
Kohli (2001 ). Zum Kastenwesen vgl. Dumont (1976); Fuller (1996). 

12 Der Großteil der Bevölkerung, 88%, bekennt sich zum Islam, 10% zum 
Hinduismus, 1% zum Buddhismus, 3% zum Christentum. Ethnisch gese­
hen sind 98% Bengalen mit Muttersprache Bengalisch. Zu den wenigen 
Minderheiten gehören die urdu-sprechenden Bihari (1 %), der Rest verteilt 
sich auf verschiedene Stammesvölker, meist tibeto-biimanischer Abstam­
mung und Sprache. Bengalenturn und das Bekenntnis zum Islam stellten 
nach der Ablösung von Pakistan 1971 die beiden identitätsstiftenden Ka­
tegorien des Staates. 

13 Während die AL versuchte an einem säkularisierten Bengali­
Nationalismus festzuhalten, folgten die anderen Parteien einem muslimi­
schen Bangladeschi-Nationalismus. Unter Bengalis fielen damit Inder und 
Hindus, Bangladeschi hingegen waren kulturell (ethnisch) eigenständige 
Muslime. Vgl. Conrad/Zingel (1994). 
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gewesen, um nach der Unabhängigkeit stabile und übergreifende Koali­
tionen zwischen den heterogenen Gruppen zu bilden. Gesellschaftsüber­
greifende Kooperation und Inklusion war nur rudimentär vorhanden, 
beides erstreckte sich primär auf die eigene Familie, Kaste oder Ethnie 
und Religionsgemeinschaft. Die Vermittlung zwischen dem demokrati­
schen Staat und der Bevölkerung bestand über Patronagenetzwerke und 
lokale Zugehörigkeiten. 

Zur Interaktion von Demokratie und traditionellen 
Ordnungsstrukturen 

Mit der Unabhängigkeit musste die Patronagekultur die neuen politi­
schen Institutionen (Staat, Parteien) mit einbeziehen. Die Einftihrung der 
Demokratie bewirkte jedoch nur eine Verlagerung, aber kein Ver­
schwinden der Patronagestrukturen. Stattdessen wurde der soziale Raum 
politisiert. Die neuen Patrone mussten nicht über Landbesitz verfügen, 
sondern über Beziehungen zur Politik. Oft waren sie selbst Politiker o­
der lieferten den Politikern als »Broker« die benötigten Wählerstimmen. 
Die Aufgabe der Klienten bestand nun in der Unterstützung der Wahl­
kampagnen und der »richtigen« Stimmabgabe bei den Wahlen. Als Ge­
genleistung wurden von den Patronen Arbeitsplätze, der Zugang zu 
Schulen, Landrechte usw. verteilt. Die reale Macht der Elite-Familien 
beruhte in Sri Lanka beispielsweise auf ländlichen Wahlbezirken, in de­
nen ihr Clan ausgedehnte Besitzungen hatte. Nicht selten sprach man 
davon, dass ganze Bezirke zu »einer Familie gehörten«. Es bestand eine 
Art feudales System, das »promoted benevolent authoritarianism on one 
side and unquestioned obedience and loyalty on the other side«. (Kariy­
akarawana/ Sri Wijesinghe 1981: 212) Damit berief sich die Elite auf 
quasi-feudale Obligationen. Übergeordnete politische Inhalte waren ge­
genüber der lokalen Patronage nachrangig; entscheidend blieb der lokale 
Nutzen, der sich aus materieller Fürsorge und sozial-religiöser Wohltä­
tigkeit zusammensetzte. Wohlfahrtsmaßnahmen wurden von den Wäh­
lern als selbstverständliche Gegenleistung erwartet. 

In Bangladesch wird die politisch herrschende Schicht heute von den 
städtischen Akademikern und Geschäftsleuten gestellt. Es existiert zwar 
kein ausgeprägtes Großgrundbesitzertum, das Prinzip der » Vote-Banks« 
ist aber weit verbreitet und wird getragen von einer Vielzahl mittelgro­
ßer Landbesitzer mit abhängigen landlosen Klienten. Da die Mehrzahl 
der Bevölkerung Bangladeschs auf dem Land lebt und oft illiterat ist, 
sind sie auf die lokalen Eliten angewiesen. Die gemeine Bevölkerung 
besitzt - anders als in Indien - kaum eigene politische Interessenvertre­
tungen oder Massenorganisationen. Politik ist zudem hochgradig zentra-
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listisch-urban organisiert. Die Lokalregierungen in Bangladesch sind 
abhängig von Dhaka und können leicht manipuliert werden. Posten wer­
den meist an die ökonomisch besser gestellten Klienten der regierenden 
Partei vergeben. 14 

In Südasien konnte sich trotz demokratischer Institutionen und freier 
Wahlen das Modell der »dynastischen Demokratie«. 15 d.h. der Kasten­
dominanz und der familialen Clanstrukturen erhalten, auch wenn die Zu­
sammensetzung des Parlaments heute stärker diversifiziert ist. 16 Entge­
gen den Erwartungen reduzierte das allgemeine Wahlrecht nicht die An­
zahl der Mitglieder aus traditionellen Familien und Kasten, 17 sondern 
festigte deren Position. 

14 Vgl. Baxter (1997); Thiagarajah (1997). 
15 Zum Konzept der Dynastie und zur Schwächung der Institutionen durch 

das dynastische Prinzip vgl. Gill (1996). 
16 1n Sri Lanka rekrutiert sich die Führungsriege der UNP beispielsweise aus 

der Senanayake-Kotelawela-Jayawardene Familie. Diese familialistische 
Struktur zeigt sich bis heute: So ist der Sohn von Gamini Dissanayake 
(ermordeter Präsidentschaftskandidat 1994), Navin Dissanayake, heute 
(2006) gleichzeitig der Schwiegersohn des stellvertretenden Parteivorsit­
zenden Kam Jayasurya. Weiteres aufstrebendes Parteimitglied ist Sajith 
Premadasa, Sohn des früheren Präsidenten Premadasa. Auch territorial 
zeigt sich bis heute die Tendenz zur Familienherrschaft Tn Kegalle wer­
den z.B. traditionell die Angehörigen der Senanayake-Wijeratne und Siy­
ambalapitiya Familie gewählt. Auch die Führung der SLFP rekrutiert sich 
aus einer Familie (Bandaranaike). Die beiden UNP-SLFP Familien-Clans 
überlappen sich aber auch durch Einheiraten und politisch durch zahlrei­
che Cross-Over zwischen den Parteien. Vgl. Kreuzer/Weiberg (2007). 

1 7 Ausnahme ist in Sri Lanka nur Premadasa, der aus einer niederen Kaste 
stammte, allerdings war sein Vize D.B. Wijetunga ein Goyigama. 

Tabelle 1: Kasten-/Parteizugehörigkeit der Premiers und Präsidenten in 
Sri Lanka 1947-2006 

Premiers Partei Amtszeit Kaste 
Don Stephan Senanayake UNP 1947-1952 Goyigama 
Dudley Senanayake UNP 1952-1953, März-Juli 1960, Goyigama 

1965-70 
Sir John Kotelawela UNP 1953-1956 Goyigama 
S.W.R.D. Bandaranaike SLFP 1956-1959 Goyigama 
W. Dahanayake SLFP 1959-1960 Goyigama 
Sirimavo Bandaranaike SLFP 1960-1 965, 1970-1977 Goyigama 
Präsidenten 
J.R. Jayawardene UNP 1977-88 Goyigama 
R. Premadasa UNP 1988-1993 Hinna 
Chandrika Kumaratunga SLFP 1994-2005 Goyigama 
Mahinda Raiapakse SLFP 2005- Goyigama 

Zur Konstitution des indischen Parlaments vgl. Prakash (1995). 
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In Indien folgte auf den Gründungsvater Jawaharlal Nehru dessen Toch­
ter, Indira Gandhi, dann deren Söhne, Sanjay und Rajiv. Nach dem frü­
hen Tod der Gandhi-Söhne trug die Partei schließlich der Witwe Rajivs, 
Sonia Gandhi, die Leitung der Congress-Partei bzw. den Premierposten 
an. 18 In Bangladesch alternierte die Macht zwischen zwei bzw. drei Dy­
nastien. Nach der Ermordung von Sheikh Mujibur Rahman 1975, dem 
Gründungsvater der Nation, übernahm General Ziaur Rahman die Herr­
schaft, bis er 1981 ebenfalls ermordet wurde. Ihm folgte sein Stellvertre­
ter General Husain Mohammed Ershad. Seit der Wiederherstellung der 
Demokratie wechselte der Premierposten zwischen der Tochter M. 
Rahmans, Sheikh Hasina Wajed (AL), und der Witwe Zias, Begum Kha­
leda Zia (BNP). Gemäß dem dynastischen Prinzip versuchte Hasina 
auch, ihre jüngere Schwester Rehana als ihre Nachfolgerin aufzubauen; 
Begum Zia strebte ihrerseits danach, ihren Sohn Tariq als politischen 
Erben einzusetzen. 19 Die Monopolisierung von Macht und Ressourcen 
bei der herrschenden Partei (Clan) und persönliche Abhängigleiten der 
Wähler führen zu einer starken Polarisierung innerhalb der Bevölkerung 
und einer oft gewaltsamen Eskalationen zwischen den Parteien bzw. ih­
ren Anhängern. Eines der häufig eingesetzten Mittel ist der (von Gewalt 
begleitete) Generalstreik, der so genannte hartal. 

Auch innerhalb der politischen Parteien herrscht wenig Kooperation. 
In Sri Lanka ebenso wie in Indien (insbesondere unter Indira Gandhi) 
und Bangladesch sind die innerparteilichen Organisationsstrukturen we­
nig demokratisch. Unliebsame Konkurrenten oder Kritiker werden ein­
fach kaltgestellt oder ausgeschaltet.20 Die Parteien Südasiens sind meis­
tens ein loser Verbund rivalisierender Fraktionen, die v.a. durch eines 
zusammengehalten werden: den Wunsch, die nächsten Wahlen zu ge­
winnen oder an der Macht zu bleiben (Malhorta 2004). 

Die Einführung der Demokratie konnte in Südasien weder den 
patronalen Habitus der Eliten noch die gruppenspezifischen Loyalitäten 
aufbrechen. Prominent ist die Sichtweise, dass [ ... ] »a ruler who could 
not help his family and friends and harm his enemies was not good at 
all« (Malhotra 2004: 26). Die Verantwortlichkeit vorrangig der eigenen 
Familie, Kaste und kommunaler Gemeinschaft gegenüber dominiert 
weithin das Verhalten der Politiker und ist allgemein akzeptiert. Da die 
Demokratie in allen südasiatischen Ländern als Null-Summenspiel per-

18 Vgl. für Indien: Adams/Whitehead (1997); Manor (1994); Park/Tinker 
(1959). 

19 V gl. für Bangladesh Kibra (1999); Sobhan (1993). 
20 So betrieb Hasina beispielsweise die Verhaftung alter Parteikader der AL. 

Einige von ihnen wurden während der Haft ermordet. 
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zipiert wird, können niemals alle Bevölkerungsgruppen, sondern nur 
ausgewählte Segmente profitieren (vgl. Stern 2001). 

Hybride Systeme und Gewalt 

Diese Ordnungsstrukturen sind hochgradig konflikthaft und fuhren zu 
einem Politikmuster, das stark konkurrenzorientiert, konfliktgeladen bis 
gewalthaltig ist. Zusammenstöße zwischen verschiedenen Führern, At­
tentate und gegenseitige Bedrohung charakterisieren das Verhalten der 
heutigen politischen und lokalen Führer.21 Mit der demokratischen Ord­
nung werden die alten Machtkonstellationen und -kämpfe nicht aufge­
löst, sondern verschärfen sich unter dem zunehmenden Konkurrenz­
druck des demokratischen Wettbewerbs. Um wettbewerbsfähig zu sein, 
werden die kommunalistisch-patronalen Sozialstrukturen politisiert. Das 
führt allerdings auch dazu, dass die traditionelle Gewalthaltigkeit des 
Systems (z.B. ordnende Gewalt der Patrone gegen Angehörige niederer 
Kasten) übernommen wird, gleichzeitig aber ihre lokale Begrenzung 
verliert. Sie weitet sich auf die nationale Ebene aus, z.B. als Gewalt der 
Mehrheitsethnie gegen die Minderheiten. 

Der Rekurs auf die patronal-kommunalistische Strukturen erklärt 
auch, wieso eine relative Verlmappung der Ressourcen, wie sie z.B. in 
Sri Lanka nach der Unabhängigkeit auftritt, zum Ausschluss von ganzen 
Bevölkerungsteilen bzw. zu sozialen Unruhen führen konnte. Innerhalb 
einer Struktur, die auf die eigene Verwandtschaftsgruppe ausgerichtet ist 
und kein System der allgemeinen Wohlfahrt und Inklusion kennt, muss 
eine Ressourcenverknappung zu einem Anstieg des inner- und intereth­
nischen Wettbewerbs fuhren. Die Hemmschwelle diesen Wettbewerb 
mit Gewalt auszutragen, ist umso niedriger, als stabile Strukturen fehlen 
und die direkten personalisierten Abhängigkeitsverhältnisse überwiegen, 
die nicht nur den ökonomischen, sondern auch den sozialen Status 
bestimmen. Demokratische Strukturen, mit kurzen Zeitspannen der poli­
tischen Macht (Wahlzyklus), erhöhen die Notwendigkeit, das System zu 
manipulieren oder mit Gewalt zum eigenen Vorteil zu verändern und 
festzuschreiben. 

Gewalt wird präventiv und reaktiv eingesetzt und ist ein legitimes 
und notwendiges Mittel der Konfliktbearbeitung, wenn tradierte Ord­
nungs- und Sozialstrukturen gefährdet sind. Gewalt wird initiiert durch 
die herrschende Gruppe (die Eliten der Mehrheitsethnie bzw. -reli­
gionsgemeinschaft) und als ordnende, sühnende Gewalt klassifiziert. 
Gewalt ist keineswegs beschränkt auf die Zeiten und Orte der bewaffne-

21 Vgl. Field(1995). 
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ten Konflikte. Ordnungsstiftende und bestrafende Gewalt gegen sozial 
niedrige Klassen/ Kasten und Kriminelle ist die Regel. Ebenso wird 
Gewalt gegen politische Journalisten, unbestechliche Richter, bekannte 
Persönlichkeiten oder NGO-Mitarbeiter eingesetzt. Häufig entsteht zu­
dem eine Kultur der Straflosigkeit, in der sich die Gewalt immer weiter 
potenzieren kann. Strafgesetze und Untersuchungsausschüsse haben sel­
ten allgemeine Gültigkeit, sondern richten sich v.a. gegen die Opposition 
und Abtrünnige aus den eigenen Reihen. Die permanente Anwendung 
von Gewalt führt wiederum zu einer Routinisierung, Institutionalisie­
rung und Brutalisierung der Strukturen sowie zu einer Proliferation der 
Gewaltakteure und Anlässe. Ein Kreislauf von Gewalt wird initiiert, in 
dem Gewalt schließlich die »normale« (d.h. angemessene, legitime, stra­
tegisch richtige und allgegenwärtige) Antwort darstellt. Es beginnt eine 
Eskalationsspirale, die zyklisch auf bestimmte Höhepunkte zusteuert 
und wieder abfallt, aber grundsätzlich niemals zum Ende kommt. Ihren 
Ausdruck findet die Gewalt in immer wiederkehrenden Unruhen und 
Aufständen. 

Resümee 

Gesellschaftliche Ordnungs- und Identitätsstrukturen 

Der kulturelle Mikrokosmos Südasiens ordnet sich entlang der Linie 
Sprache, Religion, Ethnie, Kaste und Verwandtschaftsgruppe, deren in­
nere Spannung (ökonomisch, politisch und sozial) erheblichen Einfluss 
auf das politische Setting hat. Der Kampf um Familienprestige ist eben­
so ein dominanter Faktor in der Politik wie die Rekrutierung der politi­
schen Elite aus bestimmten Familien oder Kasten. Im Kampf um die po­
litischen Führungspositionen wurde ein kooperatives Bewusstsein der 
Eliten hinter den »demokratischen Wettbewerb« um die Wählerstimmen 
und die Sicherung der eigenen Position im Sozialgefüge zmückgedrängt. 
Die südasiatischen Länder sind im Inneren trotz übergreifender nationa­
ler Ideologien weniger eine Einheit, als ein Verbund heterogener Ge­
meinschaften. Erhalten blieb auch im demokratischen System ein Mus­
ter, das Politik personalisierte und das nationale Wohl internen Konkur­
renzkämpfen und multiplen Gruppenloyalitäten unterordnete. Lokale 
Muster von Herrschafts- und Machtbeziehungen werden mit weitrei­
chenden Folgen von der lokalen auf die nationale Ebene übertragen und 
prägen dort das Verhalten der Akteure. 
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Kommunalistische Patronagasysteme und Gewalt 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass kulturelle Ordnungs­
muster einen wesentlichen Beitrag zur Erklärung der Gewalt in Südasien 
liefern. Die demokratischen Ordnungsstrukturen gehen mit massiver 
Gewalt einher, weil Elite und Bevölkerung: 
1. weiterhin geprägt sind von kommunalistischen Sozialstrukturen, in 

denen verschiedene Loyalitäten und Identitäten von Gruppen konfli­
gieren. Diese kommunalistischen und familialen Strukturen behin­
dern die Entstehung von Kohärenz, Kooperation und integrativen 
Konzepten und Verhalten. Zudem erhöhen die intraethnischen Kon­
flikte, welche oft über Gewalt ausagiert werden das Gesamtgewalt­
niveau; 

2. eine Diskrepanz zwischen traditionellem Machtzugang (langfristig; 
Zugehörigkeit zu einer Familie, Landbesitz) und staatlichem System 
(zyklisch; Wahlen, staatliche Ressourcen) wahrnehmen, die mit Hilfe 
von Gewalt überbrückt werden kann; 

3. durch einen Mangel an kooperativen Praktiken und starke Konkur­
renz innerhalb und außerhalb der eigenen Familie, des Clan und eth­
nischen Gruppen geprägt sind. Patronale Personalisierung von Macht 
wird durch Gewalt abgesichert; 

4. die zu siegreichen Clans/ Parteien/ zur Mehrheitsbevölkerung gehö­
ren, den »Rest« exkludieren. Dabei wird einerseits die Exklusion ü­

ber Gewalt durchgesetzt und es kommt andererseits zur gewaltsamen 
Gegenwehr der Ausgeschlossenen; 

5. Auseinandersetzungen und Gewalt vielfach auch das Ergebnis von 
»normalen« Familienfehden oder einer politischen Form von Famili­
engeschäften (family business) durch zentrale staatliche/ politische 
Entscheidungsträger begreifen; 

6. kein nationales System der allgemeinen Wohlfahrt aller Bevölke­
rungsgruppen kennen, sondern Einzelinteressen und sektorale Zu­
weisungen die Distribution prägen, was die Konkurrenz zwischen 
und innerhalb der ethnischen Gruppen noch verstärkt; 

7. Macht und Status als Nullsummenspiel perzipieren. Auf der Seite der 
Sieger zu stehen bedeutet gleichzeitig, alle anderen auszuschalten; 

8. durch die Zentralisierung des politischen Systems und die kaum be­
grenzte Machtftille der Parlamentarier das gesamte Leben bis zur un­
tersten Ebenen politisiert haben. Dementsprechend besteht eine 
hochgradige Abhängigkeit und gleichzeitig ausgeprägte Mobilisie­
rungsoptionen ftir einflussreiche Auftraggeber von Gewalt. 
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Die entstandenen Systeme der Gewalt sind gekennzeichnet durch: 
1. Patronagenetzwerke, die die Grundlage und Strukturelement von so­

zialen, politischen und wirtschaftlichen Machtpositionen sind. Je 
mehr Klienten ein Patron hat, desto höher seine Position und je stär­
ker und durchsetzungsfähiger der Patron, desto höher auch die Posi­
tion seiner Klienten. Diese Netzwerke, die über den Status einer Per­
son entscheiden, werden über Gewalt stabilisiert. 

2. das Fehlen verlässlicher administrativer und rechtsstaatlicher Struk­
turen. Deshalb muss auch auf informelle Optionen (z.B. Patronage, 
Gewalt) zurückgegriffen werden. Gegenseitige Exklusion ist dabei 
das oberstes Gebot; 

3. den demokratischen Regierungszyklus der politischen Akteure. Das 
Streben nach dauerhafter Machtsicherung und Status verleitet die 
Akteure das System zu manipulieren oder über Gewalt zu ihren 
Gunsten zu verändern und festzuschreiben; 

4. reziproke Zyklen der Gewalt. Gewalt löst ihrerseits wieder Gewalt 
zwischen rivalisierenden Faktionen (z.B. im Wettbewerb um Res­
sourcen) aus, um sich für den erlittenen Ausschluss zu rächen; 

5. die Entwicklung einer Dispersion von Gewaltanlässen und Formen, 
in denen sich private, politische und ethnische Konfliktkomponenten 
mischen und perpetuieren; 

6. eine Proliferation der Gewaltakteure. Das staatliche Gewaltmonopol 
wird hierbei durch autonome Akteure (Parlamentarier, lokale Autori­
täten; unkontrollierte Verschränkung von Polizei, Armee, Paramili­
tärs, privaten Schlägertrupps/ Todesschwadronen) in Frage gestellt 
oder ersetzt; 

7. die selbstdefiniert Räume von Recht, Gesetz und Gewalt, in denen 
die Akteure weitgehend autonom vom rechtlichen System agieren. 
Die Verschränkung der obersten Ebene von Politik, Justiz und Si­
cherheitskräften (familiale Verbindungen; Aufnahme von kriminel­
len Elementen durch Patronage) begünstigt diese Entwicklung; 

8. Konzepte, die auf Loyalität und Patronageverpflichten rekurrieren 
und dadurch das demokratische Verfahrensverständnis außer Kraft 
setzen. Es entsteht eine Kultur der Straflosigkeit, in der Gewalt nicht 
sanktioniert, sondern honoriert wird; 

9. den Erfolg von Gewaltstrategien. Dies führt zur faktischen Akzep­
tanz innerhalb der Bevölkerung (notwendige Strategie um Ziele zu 
erreichen) bzw. zur Paralyse der (friedlichen) Zivilgesellschaft 

Mit Blick auf die Entwicklung der Länder Südasiens kann zusammen­
fassend angenommen werden, dass demokratische Systeme ein unzurei­
chender Faktor zur Einhegung von Gewalt sind. Politische Ordnungen 
(i.e. Demokratie) wirken nicht direkt kausal, sondern sind in ihrer Be-
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deutung flir das Konfliktverhalten vom kulturellen Umfeld und den so­
zialen Praxen abhängig. Die konkrete Funktionsweise und -fähigkeit ei­
ner Demokratie hängt von den kulturellen Bedeutungssystemen und 
Handlungsstrategien ihrer Akteure ab. Spezifische kulturelle Muster und 
soziale Praktiken über- und verformen formale institutionelle Ordnungs­
entwürfe, so dass unterschiedlich gewalthaltige politische Praxen der 
Konfliktbearbeitung entstehen. 

Dass bedeutet auf der anderen Seite nicht, dass die Welt aufgeteilt ist 
in Blöcke aus Religionen, Kulturen oder Zivilisationen, von denen eini­
ge mit dem demokratischen System kompatibel sind und andere nicht. 
Jede Kultm beinhaltet verschiedene potenziell mögliche Realisierungen. 
Auch wenn die Demokratie in den letzten Jahrhunderten stark von euro­
päischen und amerikanischen Analysen und Erfahrungen beeinflusst 
worden ist, kann man daraus keine wesensmäßige und seit langem be­
stehende Dichotomie zwischen dem Westen und dem Nichtwesten kon­
struieren. Vielmehr scheitern internationale Bemühungen, der eskalie­
renden Gewalt Einhalt zu gebieten, zu oft an einer Konzeptlosigkeit, die 
das direkte Resultat von Unkenntnis über die indigenen Kulturen und 
Ordnungsstruktmen sind. Eine Politik, die auf die Zivilisierung von 
Konflikten und ein gewaltfreies Miteinander abzielt, muss entsprechend 
offen hinterfragen, welche Ausprägung einer politischen Ordnung die 
besten Chancen für eine friedliche Interaktion beinhalten kann. 

Eine Demokratie westlichen Zuschnitts wird in den Ländern jenseits 
der >Ersten Welt< in absehbarer Zeit nur z.T. realisierbar sein. Die »dritte 
Welle der Demokratisierung« hat uns wenige echte Demokratien, dafür 
aber viele dauerhafte Transitionsländer beschert, die sich in einer Grau­
zone zwischen Autokratie, patronal-klientelistischem System und De­
mokratie bewegen. Das Dilemma ist: Informelle Institutionen und Prak­
tiken erhöhen zwar oft das Gewaltpotenzial, vermindern die Entwick­
lungschancen und schwächen die Glaubwürdigkeit der Demokratie. An­
dererseits verbessern auch hybride Systeme die Partizipationschancen 
der Bevölkerung und können v.a. bei schwachen Staaten Steuerungsleis­
tungen erbringen und Funktionsdefizite ausgleichen. 

Für die demokratieexportierenden Länder wird es darauf ankommen 
1. die informellen Strukturen zu identifizierten; 2. für den jeweiligen 
Einzelfall zu prüfen, welche Wirkungen diese auf die Gesellschaft und 
ihre Potentiale besitzen (z.B. hinsichtlich der Partizipationschancen, 
Frieden, Entwicklung); 3. im Rahmen der Demokratieförderung positiv 
wirkende traditionelle Institutionen zu stärken und zu integrieren; 4. 
gleichzeitig die formellen Institutionen effektiver zu gestalten und in der 
Bevölkerung zu verankern; 5. Maßnahmen zur gezielten Schwächung 
»negativer« informeller Institutionen zu ergreifen. Letztlich wird es dar-
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auf ankommen, die »best institutions und practices« zu identifizieren, 
die unter den spezifischen Bedingungen hybrider Demokratien funktio­
nieren können (Schmidt 2001). 
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